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A r t i k e l  18

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet von dem 
Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach Ablauf des im vorigen Ab­
satz genannten Zeitraumes von fünf Jahren von dem in die­
sem Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum von fünf Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen je­
weils nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf Jahren nach 
Maßgabe dieses Artikels kündigen.

A r t i k e l  19

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Internationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen und Kün­
digungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation mit­
geteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisa­
tion, wenn er ihnen von der Eintragung der zweiten Ratifi­
kation, die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeit­
punkt aufmerksam machen, in dem dieses Übereinkommen in 
Kraft tritt.

A r t i k e l  20

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes über­
mittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks 
Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio­
nen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe 
der vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und 
Kündigungen.

А r t i к e 1 21

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durchführung dieses Übereinkom­
mens zu erstatten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänz­
lichen oder teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der 
Konferenz gesetzt werden soll.

A r t i k e l ‘ 2 2

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende Übereinkommen ganz oder teilweise ab­
ändert, und sieht das neue Übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkommens durch 
ein Mitglied schließt ohne weiteres die sofortige Kündi­
gung des vorliegenden Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 18, vorausgesetzt, daß das neuge­
faßte Übereinkommen in Kraft getreten ist.

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaßten Über­
einkommens an kann das vorliegende Übereinkommen 
von den Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifiziert 
haben.

А r t i к e 1 23

Der französische und der englische Wortlaut dieses Über­
einkommens sind in gleicher Weise maßgebend.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN 120

Übereinkommen über den Gesundheitsschutz 
im Handel und in Büros1

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits­
organisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 17. Juni 1964 zu ihrer 
achtundvierzigsten Tagung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend 
den Gesundheitsschutz im Handel und in Büros, eine Frage, 
die den vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und

dabei bestimmt, daß einige dieser Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 8. Juli 1964, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über den Ge­
sundheitsschutz (Handel und Büros), 1964, bezeichnet wird.

Teil L Verpflichtungen der Parteien

A r t i k e l  1 

Dieses Übereinkommen gilt für

a) Handelsbetriebe;

b) Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen, in denen die 
Arbeitnehmer hauptsächlich mit Büroarbeit beschäftigt 
sind;

c) alle Abteilungen anderer Betriebe, Einrichtungen und 
Verwaltungen, in denen die Arbeitnehmer hauptsächlich 
mit kaufmännischen oder Büroarbeiten beschäftigt sind, 
soweit diese Abteilungen nicht der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder anderen Regelungen betreffend den 
Gesundheitsschutz im Gewerbe, im Bergbau, im Trans­
portwesen oder in der Landwirtschaft unterliegen.

A r t i k e l  2

Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der unmittelbar 
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, ausdrücklich bezeichnete Gruppen der in 
Artikel 1 erwähnten Betriebe, Einrichtungen, Verwaltungen 
oder Abteilungen von der Anwendung aller oder einiger der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens ausschließen, wenn 
es infolge der Umstände und der Beschäftigungsbedingungen 
nicht angebracht wäre, alle oder einige dieser Bestimmungen 
anzuwenden.

A r t i k e l  3

In allen Fällen, in denen Unklarheit darüber besteht, ob 
die Bestimmungen dieses Übereinkommens auf einen Betrieb, 
eine Einrichtung oder Verwaltung Anwendung finden, ist die 
Frage entweder von der zuständigen Stelle nach Anhörung 
der maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
verbände, soweit solche 'bestehen, oder auf irgendeine andere 
Weise zu entscheiden, die mit der Gesetzgebung und Praxis 
des betreffenden Landes im Einklang steht.

А r t i k e l  4

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, ver­
pflichtet sich,

1 Dieses Übereinkommen 1st am 29. März 1966 ln Kraft getreten.


